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01.12.2009 

Dem 
Haushaltsausschuss 

überwiesen 

 
Änderungsantrag  
der Fraktionen der CDU und der FDP 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das  
Haushaltsjahr 2010 (Haushaltsgesetz 2010) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 

Drucksache 18/1424 zu Drucksache 18/1013  

 
 
 
Einzelplan 17 Allgemeine Finanzverwaltung  
 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  17 20 Zuweisungen aus dem KFA im Bereich des Ministeriums der Finanzen 
Buchungskreis: 25 95 
 
Produktnummer lt. Leistungsplan 14 neu 
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Zinsdienst für die Konjunkturprogramme 
 
  Veränderung 
  von um auf 

Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 30.000,0 0,0 30.000,0
 Eigene Erlöse 0,0 +30.000,0 30.000,0
 Produktabgeltung 30.000,0 -30.000,0    0,0

 
 
Erfolgsplan: Beträge in EUR 
 

 
Pos. lt. 
Erfolgsplan Bezeichnung von um auf 

 9-10 Steuererträge und Leistungsabgeltung 108.083.000 +30.000.000 138.083.000
 11-12 Leistungstransfers (Aufwand) 2.076.390.000 +30.000.000 2.106.390.000

 
 
 

 
Kameraler Haushalt: Beträge in EUR 

 
 Titel Zweckbestimmung           von um auf 

 233 neu 
Sonstige Zuweisungen von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden      +30.000.000 30.000.000

 
 

 
Kameraler Haushaltsabschluss: Beträge in EUR 
 
 Einnahmen  von um auf 
  Hauptgruppe 2      +30.000.000 30.000.000

 
 Ausgaben   
  Hauptgruppe 6 1.866.390.000 +30.000.000 1.896.390.000
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Der Wirtschaftsplan, das zugehörige Produktblatt und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
Begründung des Änderungsantrags:      

 

Mit der Einführung einer Zinsdienstumlage wird der Kritik an einer mangelnden Verteilungsgerechtigkeit des 
Kommunalen Finanzausgleichs infolge des Zinsdienstes für die Sonderinvestitionsprogramme abgeholfen.  
Zwar wird weiterhin der Zinsdienst aus dem Kommunalen Finanzausgleich finanziert. Die Zinsdienstumlage bewirkt 
jedoch, dass Mittel in Höhe der Zinsdienstverpflichtungen der einzelnen Darlehensempfänger aus den von ihnen 
aufgenommenen Darlehen in die Kommunale Finanzausgleichsmasse einfließen und diese verstärken. Die individuelle 
Einbehaltung der spezifischen Zinszahlungen führt zu einer  gerechten Verteilung der Finanzausgleichsleistungen und 
transparenten Abbildung der Zinslasten. Die durch die Zinsdienstumlage zusätzlich im Finanzausgleich verfügbaren 
Mittel können wiederum für die Allgemeinen Finanzzuweisungen (Schlüsselzuweisungen) eingesetzt werden (gemäß der 
Drucksachennummer 18/1627). 
Die für die Zinsdienstumlage notwendigen gesetzlichen Änderungen werden Gegenstand eines gesonderten Antrages. 

 
 
 
Wiesbaden, 01. Dezember 2009 
 
 
 
 
 
 
Für die Fraktion der CDU 
Der Fraktionsvorsitzende 
Dr. Christean Wagner (Lahntal) 

Für die Fraktion der FDP 
Der Parlamentarische Geschäftsführer 
Leif Blum 

  
  
  

               


